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GZ  IV A 4 - S 0062 - 1/05 (bei Antwort bitte angeben) 
  

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder werden im Anwendungserlass zur Abgabenordnung vom 15. Juli 1998 (BStBl I 
S. 630), der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 3. Januar 2005 (BStBl I 2005 S. 3) geän-
dert worden ist, nach der Regelung zu § 91 folgende Regelungen eingefügt: 
 
„Zu § 92 - Beweismittel 
 
Die Finanzbehörden sind verpflichtet, die Steuern nach Maßgabe der Gesetze gleichmäßig 
festzusetzen und zu erheben (§ 85). Sie müssen dazu den steuererheblichen Sachverhalt von 
Amts wegen aufklären (§ 88). Hierbei sind sie auf die gesetzlich vorgeschriebene Mitwirkung 
der Beteiligten (§ 90) angewiesen.  
 
Es besteht dabei zwar keine Verpflichtung der Finanzbehörden, in jedem Fall alle Angaben 
des Beteiligten auf Vollständigkeit und Richtigkeit zu prüfen (vgl. zu § 88); soweit die Fi-
nanzbehörde im Einzelfall jedoch Anlass dazu sieht, hat sie die Angaben des Beteiligten zu 
überprüfen. Anderenfalls ergäbe sich eine Steuerbelastung, die nahezu allein auf der Erklä-
rungsbereitschaft und der Ehrlichkeit des einzelnen Beteiligten beruhte (vgl. BVerfG-Urteil 
vom 27. Juni 1991, BStBl II S. 654).  
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Die Finanzbehörde kann sich zur Ermittlung des steuerrelevanten Sachverhalts aller Beweis-
mittel bedienen, die sie nach pflichtgemäßem Ermessen zur Ermittlung des Sachverhalts für 
erforderlich hält (§ 92). Die Erforderlichkeit der Beweiserhebung ist von der Finanzbehörde 
nach den Umständen des jeweiligen Einzelfalles im Wege der Prognose zu beurteilen. 
 
 
Zu § 93 - Auskunftspflicht der Beteiligten und anderer Personen 
 
1.  Auskunftsersuchen nach § 93 Abs. 1 Satz 1  
 
1.1 Auskunftsersuchen nach § 93 Abs. 1 Satz 1 sind im gesamten Besteuerungsverfahren, 

d.h. auch im Rechtsbehelfsverfahren oder im Vollstreckungsverfahren (§ 249 Abs. 2 
Satz 1; BFH-Urteil vom 22. Februar 2000, BStBl II 2000 S. 366), möglich. Im Rahmen 
der Außenprüfung und der Steuerfahndung sind die Regelungen in §§ 200, 208, 210 und 
211 zu beachten. Im Steuerstraf- und -bußgeldverfahren gelten nach § 385 Abs. 1 und 
§ 410 Abs. 1 die Vorschriften der StPO und des OWiG. 

 
1.2 Voraussetzung für ein Auskunftsersuchen nach § 93 Abs. 1 Satz 1 ist, dass die Heran-

ziehung eines Auskunftspflichtigen im Einzelfall aufgrund hinreichender konkreter 
Umstände oder aufgrund allgemeiner Erfahrungen geboten ist (vgl. BFH-Urteile vom 
29. Oktober 1986, BStBl 1988 II S. 359, und vom 18. März 1987, BStBl II S. 419). 
Unter dieser Voraussetzung sind grundsätzlich auch Sammelauskunftsersuchen zulässig 
(vgl. BFH-Urteil vom 24. Oktober 1989, BStBl 1990 II S. 198). Unzulässig sind Aus-
kunftsersuchen „ins Blaue hinein“ (vgl. BFH-Urteil vom 23. Oktober 1990, BStBl 1991 
II S. 277). 
 
Darüber hinaus müssen die Auskunft zur Sachverhaltsaufklärung geeignet und notwen-
dig, die Pflichterfüllung für den Betroffenen möglich und dessen Inanspruchnahme ge-
eignet, erforderlich und zumutbar sein (vgl. BFH-Urteile vom 29. Oktober 1986 und 
vom 24. Oktober 1989, jeweils a.a.O.). Die Erforderlichkeit eines Auskunftsersuchens 
ist von der zuständigen Finanzbehörde nach den Umständen des Einzelfalles und unter 
Berücksichtigung allgemeiner Erfahrungen im Wege der Prognose zu beurteilen. Die 
Erforderlichkeit setzt keinen begründeten Verdacht voraus, dass steuerrechtliche Unre-
gelmäßigkeiten vorliegen; es genügt, wenn aufgrund konkreter Momente oder aufgrund 
allgemeiner Erfahrungen ein Auskunftsersuchen angezeigt ist (vgl. BFH-Urteil vom 
17. März 1992, BFH/NV 1992 S. 791). 
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1.3 Die Finanzämter können Auskunftsersuchen an die Beteiligten (§ 78), aber auch an an-
dere Personen richten, wenn das Ersuchen zur Feststellung eines für die Besteuerung er-
heblichen Sachverhalts erforderlich ist.  
 

1.4 Die Auskunftspflicht anderer Personen ist wie die prozessuale Zeugenpflicht eine allge-
meine Staatsbürgerpflicht und verfassungsrechtlich unbedenklich (vgl. BFH-Urteil vom 
22. Februar 2000, BStBl II S. 366, und Beschluss des BVerfG vom 15. November 2000, 
BStBl 2002 II S. 142). Eine Auskunftspflicht besteht nicht, soweit dem Dritten ein Aus-
kunftsverweigerungsrecht zusteht (vgl. §§ 101 - 103). 

 
 An Dritte soll mit Auskunftsersuchen erst herangetreten werden, wenn die Sachver-

haltsaufklärung durch die Beteiligten selbst nicht zum Ziel führt oder keinen Erfolg ver-
spricht (§ 93 Abs. 1 Satz 3). Unerheblich ist dabei, worauf dies zurück zu führen ist. Ob 
die Voraussetzungen des § 93 Abs. 1 Satz 3 vorliegen, entscheidet die Finanzbehörde 
im Einzelfall anhand einer Prognoseentscheidung nach pflichtgemäßem Ermessen (vgl. 
BFH-Urteil vom 22. Februar 2000, a.a.O.). 

 
 Die Sachaufklärung durch die Beteiligten hat nicht zum Ziel geführt, wenn sie zwar 

versucht worden ist, aber letztlich nicht gelungen ist. Unerheblich ist dabei insbeson-
dere, ob die Beteiligten den Sachverhalt nicht aufklären konnten oder wollten. 

 
 Die Sachaufklärung durch die Beteiligten verspricht keinen Erfolg, wenn sie nach den 

Umständen des Einzelfalles oder nach den bisherigen Erfahrungen der Finanzbehörde 
mit den Beteiligten nicht zu erwarten ist. Auskunftsersuchen an Dritte können insbe-
sondere geboten sein, wenn die Beteiligten keine eigenen Kenntnisse über den relevan-
ten Sachverhalt besitzen und eine Auskunft daher ohne Hinzuziehung Dritter nicht er-
teilt werden kann; in diesem Fall ist das Auskunftsersuchen unmittelbar an denjenigen 
zu richten, der über die entsprechenden Kenntnisse verfügt. Ein Auskunftsersuchen an 
einen Dritten kann aber auch geboten sein, wenn eine Auskunft des Beteiligten auf-
grund konkreter Umstände von vorneherein als unwahr zu werten wäre. 

 
1.5 Ein Dritter kann sich seinen Auskunftspflichten nicht mit dem Hinweis auf die Mög-

lichkeit entziehen, auch andere seien zur gewünschten Auskunft in der Lage. § 93 
Abs. 1 Satz 3 sieht keine Rangfolge vor, welche von mehreren - möglicherweise - als 
Auskunftspflichtige in Betracht kommenden Personen in Anspruch zu nehmen ist (vgl. 
BFH-Urteil vom 22. Februar 2000, BStBl 2000 II S. 366).  



 
Seite 4   

Die Auswahl hat nach pflichtgemäßem Ermessen zu erfolgen. Dabei ist auch eine Inte-
ressenabwägung zwischen den besonderen Belastungen, denen ein Auskunftsverpflich-
teter ausgesetzt ist, und dem Interesse der Allgemeinheit an der möglichst gleichmäßi-
gen Festsetzung und Erhebung der Steueransprüche vorzunehmen. Die Beantwortung 
eines Auskunftsersuchens ist in der Regel auch dann zumutbar, wenn mit dessen Befol-
gung eine nicht unverhältnismäßige Beeinträchtigung eigenwirtschaftlicher Interessen 
verbunden ist (vgl. BVerfG vom 15. November 2000, BStBl II 2002 S. 142). 

 
1.6 § 30a steht einem Auskunftsersuchen an Kreditinstitute nicht entgegen (§ 30a Abs. 5; 

vgl. auch Nr. 2 zu § 30a). 
 
1.7 Vor Befragung eines Dritten soll der Beteiligte, falls der Ermittlungszweck nicht gefähr-

det wird, über die Möglichkeit eines Auskunftsersuchen gegenüber Dritten informiert 
werden, um es gegebenenfalls abwenden zu können und damit zu verhindern, dass seine 
steuerlichen Verhältnisse Dritten bekannt werden. Falls der Ermittlungszweck nicht ge-
fährdet wird, ist der Beteiligte über das Auskunftsersuchen zu informieren.   

 
1.8 Im Auskunftsersuchen ist anzugeben, worüber Auskunft erteilt werden soll und für die 

Besteuerung welcher Person die Auskunft angefordert wird (§ 93 Abs. 2 Satz 1). Zur 
Begründung des Ersuchens reichen im Allgemeinen die Angabe der Rechtsgrundlage 
sowie bei einem Auskunftsersuchen an einen Dritten der Hinweis aus, dass die Sach-
verhaltsaufklärung durch die Beteiligten nicht zum Ziele geführt hat oder keinen Erfolg 
verspricht. Eine Begründung des Auskunftsersuchens hinsichtlich der Frage, warum die 
Finanzbehörde einen bestimmten Auskunftspflichtigen vor einem anderen Auskunfts-
verpflichteten in Anspruch nimmt, ist nur erforderlich, wenn gewichtige Anhaltspunkte 
dafür bestehen, dass der andere vorrangig in Anspruch zu nehmen sein könnte (BFH-
Urteil vom 22. Februar 2000, BStBl II 2000 S. 366). 

 
1.9 Auskunftsersuchen nach § 93 Abs. 1 Satz 1 sind Verwaltungsakte i.S.d. § 118. Für Aus-

kunftsersuchen ist keine bestimmte Form vorgesehen (§ 119 Abs. 2). Regelmäßig ist je-
doch Schriftform angebracht (vgl. auch § 93 Abs. 2 Satz 2). Im Auskunftsersuchen ist 
eine angemessene Frist zur Auskunftserteilung zu bestimmen sowie anzugeben, in wel-
cher Form die Auskunft erteilt werden soll (vgl. § 93 Abs. 4). 
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2. Kontenabruf nach § 93 Abs. 7  
 
2.1 Die Finanzbehörde kann nach § 93 Abs. 7 im Einzelfall bei den Kreditinstituten über 

das Bundesamt für Finanzen folgende Bestandsdaten zu Konten- und Depotverbindun-
gen abrufen: 

 -  die Nummer eines Kontos, das der Verpflichtung zur Legitimationsprüfung im 
Sinne des § 154 Abs. 2 Satz 1 unterliegt, oder eines Depots,  

 - der Tag der Errichtung und der Tag der Auflösung des Kontos oder Depots,  
 -  der Name, sowie bei natürlichen Personen der Tag der Geburt, des Inhabers und 

eines Verfügungsberechtigten sowie  
 - der Name und die Anschrift eines abweichend wirtschaftlich Berechtigten (§ 8 

Abs. 1 Geldwäschegesetz). 
Kontenbewegungen und Kontenstände können auf diesem Weg nicht ermittelt werden. 
 

 Die Verpflichtung der Kreditinstitute, Daten für einen Kontenabruf durch das Bundes-
amt für Finanzen bereitzuhalten, ergibt sich unmittelbar aus § 93b AO i.V.m. § 24c 
Kreditwesengesetz und bedarf daher keines Verwaltungsaktes. 

 
2.2 Ein Kontenabruf nach § 93 Abs. 7 ist im gesamten Besteuerungsverfahren nach der AO, 

d.h. auch im Haftungsverfahren, Erhebungsverfahren, Rechtsbehelfsverfahren oder 
Vollstreckungsverfahren, möglich. Für Besteuerungsverfahren, auf die die AO nach § 1 
nicht unmittelbar anwendbar ist, ist ein Kontenabruf nach § 93 Abs. 7 nicht zulässig. 
Für strafrechtliche Zwecke kann ein Kontenabruf nur nach § 24c Kreditwesengesetz er-
folgen. Der Kontenabruf entspricht einer elektronischen Einnahme des Augenscheins 
und stellt einen Realakt dar.  
 

2.3 Ein Kontenabruf nach § 93 Abs. 7 kann im Einzelfall erfolgen, wenn dies zur Festset-
zung oder Erhebung von Steuern (vgl. Nr. 2.2) erforderlich ist und ein Auskunftsersu-
chen an den Steuerpflichtigen nicht zum Ziele geführt hat oder keinen Erfolg verspricht 
(§ 93 Abs. 7 i.V.m. § 93b). Ein Kontenabruf steht im Ermessen der Finanzbehörde und 
kann nur anlassbezogen und zielgerichtet erfolgen und muss sich auf eine eindeutig be-
stimmte Person beziehen. Bei der Ausübung des Ermessens sind die Grundsätze der 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung, der Verhältnismäßigkeit der Mittel, der Erforderlich-
keit, der Zumutbarkeit, der Billigkeit und von Treu und Glauben sowie das Willkürver-
bot und das Übermaßverbot zu beachten (vgl. zu § 5, Nr. 1). 
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Die Erforderlichkeit, die von der Finanzbehörde im Einzelfall im Wege einer Prognose 
zu beurteilen ist, setzt keinen begründeten Verdacht dafür voraus, dass steuerrechtliche 
Unregelmäßigkeiten vorliegen. Es genügt vielmehr, wenn aufgrund konkreter Momente 
oder aufgrund allgemeiner Erfahrungen ein Kontenabruf angezeigt ist (vgl. BFH-Urteil 
vom 17. März 1992, BFH/NV 1992 S. 791).  

 
2.4 Die Verantwortung für die Zulässigkeit des Datenabrufs und der Datenübermittlung 

trägt die ersuchende Finanzbehörde (§ 93b Abs. 3). Das Bundesamt für Finanzen darf 
lediglich prüfen, ob das Ersuchen plausibel ist. 

 
2.5 Ein Kontenabruf nach § 93 Abs. 7 ist auch zulässig, um Konten oder Depots zu ermit-

teln, hinsichtlich derer der Steuerpflichtige zwar nicht Verfügungsberechtigter, aber 
wirtschaftlich Berechtigter ist. Dies gilt auch dann, wenn der Verfügungsberechtigte 
nach § 102 die Auskunft verweigern könnte (z.B. im Fall von Anderkonten von An-
wälten). Denn ein Kontoabruf erfolgt bei dem Kreditinstitut und nicht bei dem 
Berufsgeheimnisträger. Das Kreditinstitut hat aber kein Auskunftsverweigerungsrecht 
und muss daher auch nach § 93 Abs. 1 Satz 1 Auskunft geben darüber, ob bei 
festgestellten Konten eines Berufsgeheimnisträgers eine andere Person wirtschaftlich 
Berechtigter ist. Das Vertrauensverhältnis zwischen dem Berufsgeheimnisträger und 
seinem Mandanten bleibt dadurch unberührt. 
 
Ein Kontenabruf nach § 93 Abs. 7 ist auch im Besteuerungsverfahren eines Berufsge-
heimnisträgers im Sinne des § 102 grundsätzlich zulässig. Bei der gebotenen Ermes-
sensentscheidung (vgl. Nr. 2.3) ist in diesem Fall zusätzlich eine Güterabwägung zwi-
schen der besonderen Bedeutung der Verschwiegenheitspflicht des Berufgeheimnisträ-
gers und der Bedeutung der Gleichmäßigkeit der Besteuerung unter Berücksichtigung 
des Verhältnismäßigkeitsprinzips vorzunehmen (vgl. BVerfG-Urteil vom 30. März 
2004, BVerfGE 110, 226, und BFH-Urteil vom 26. Februar 2004, BStBl II 2004 
S. 502). Über Anderkonten eines Berufsgeheimnisträgers im Sinne des § 102, die durch 
einen Kontenabruf im Besteuerungsverfahren des Berufsgeheimnisträgers festgestellt 
werden, sind keine Kontrollmitteilungen zu fertigen.  
 

2.6 Ob die Sachaufklärung durch den Beteiligten zum Ziel führt oder Erfolg verspricht oder 
ob dies nicht zutrifft, ist eine Frage der Beweiswürdigung (vgl. dazu Nr. 1.4). Diese 
Beweiswürdigung obliegt der Finanzbehörde. 
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Die Finanzbehörde soll zunächst dem Beteiligten Gelegenheit geben, Auskunft über 
seine Konten und Depots zu erteilen und ggf. entsprechende Unterlagen (z.B. Konto- 
oder Depotauszüge, Jahresbescheinigungen nach § 24c EStG) vorzulegen, es sei denn, 
der Ermittlungszweck würde dadurch gefährdet. Hierbei soll auch bereits darauf hinge-
wiesen werden, dass die Finanzbehörde nach § 93 Abs. 7 einen Kontenabruf durchfüh-
ren lassen kann, wenn die Sachaufklärung durch den Beteiligten nicht zum Ziel führt.  

 
2.7 Hat sich durch einen Kontenabruf herausgestellt, dass Konten oder Depots vorhanden 

sind, die der Beteiligte auf Nachfrage (vgl. Nr. 2.6) nicht angegeben hat, ist er über das 
Ergebnis des Kontenabrufs zu informieren. Hierbei ist der Beteiligte darauf hinzuwei-
sen, dass die Finanzbehörde das betroffene Kreditinstitut nach § 93 Abs. 1 Satz 1 um 
Auskunft ersuchen kann, wenn ihre Zweifel durch die Auskunft des Beteiligten nicht 
ausgeräumt werden.  
 
Würde durch eine vorhergehende Information des Beteiligten der Ermittlungszweck ge-
fährdet oder ergibt sich aus den Umständen des Einzelfalles, dass eine Aufklärung 
durch den Beteiligten selbst nicht zu erwarten ist, kann sich die Finanzbehörde nach 
§ 93 Abs. 1 Satz 1 unmittelbar an die betreffenden Kreditinstitute wenden (vgl. dazu 
Nrn. 1.4 und 1.7) bzw. andere erforderliche Maßnahmen ergreifen. In diesen Fällen ist 
der Beteiligte nachträglich über die Durchführung des Kontenabrufs zu informieren. 
  

2.8 Wurden die Angaben des Beteiligten durch einen Kontenabruf bestätigt, ist der Betei-
ligte gleichwohl über die Durchführung des Kontenabrufs zu informieren, z.B. durch 
eine Erläuterung im Steuerbescheid: „Es wurde ein Kontenabruf nach § 93 Abs. 7 
durchgeführt."   

 
2.9 Die Rechtmäßigkeit eines Kontenabrufs nach § 93 Abs. 7 kann vom Finanzgericht im 

Rahmen der Überprüfung des Steuerbescheides oder eines anderen Verwaltungsaktes, 
zu dessen Vorbereitung der Kontenabruf vorgenommen wurde, oder isoliert im Wege 
der Leistungs- oder (Fortsetzungs-)Feststellungsklage überprüft werden (vgl. dazu auch 
BVerfG-Beschluss vom 4. Februar 2005 - 2 BvR 308/04, unter Absatz-Nr. 19).   
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3. Kontenabruf nach § 93 Abs. 8  
 
3.1 Auf Ersuchen von Behörden oder Gerichten kann nach § 93 Abs. 8 ein Kontenabruf 

erfolgen, wenn ein anderes Gesetz an Begriffe des EStG anknüpft. Ein Gesetz knüpft 
nur dann an Begriffe des EStG, wenn  
- dasselbe Wort verwendet wird (z.B. „Einkommen“ oder „Einkünfte“), 
- der Inhalt des Wortes mit dem Begriff des EStG übereinstimmt und 
- ausdrücklich auf Regelungen des EStG Bezug genommen wird.  
Gesetz im Sinne des § 93 Abs. 8 ist auch eine Rechtsverordnung (vgl. § 4).  
 
Ein Kontenabruf ist zudem nur zulässig, wenn er zur Klärung des Sachverhaltes unmit-
telbar geeignet ist. Dies ist von der ersuchenden Behörde oder dem ersuchenden Gericht 
im Wege einer Prognoseentscheidung zu beurteilen. 
 

3.2 In folgenden Fällen kommt hiernach ein Kontenabruf in Betracht: 
 
a) Bei der Berechnung der Einkünfte, die nach § 82 Abs. 1 SGB XII zu dem bei der 

Gewährung von Sozialhilfe zu berücksichtigenden Einkommen gehören, bestimmen 
sich die Einkünfte aus Kapitalvermögen nach § 20 Abs. 1 bis 3 EStG (§ 6 der Ver-
ordnung zur Durchführung des § 82 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch). 

b) Im Rahmen der gesetzlichen Kranken-, Unfall- und Rentenversicherung einschließ-
lich der Alterssicherung der Landwirte sowie der sozialen Pflegeversicherung (So-
zialversicherung) ist das Gesamteinkommen die Summe der Einkünfte im Sinne 
des Einkommensteuerrechts (§ 16 SGB IV). 

c) Bei der sozialen Wohnraumförderung basiert das maßgebende Gesamteinkommen 
auf der Summe der positiven Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 1, 2 und 5a EStG 
(§ 21 Wohnraumförderungsgesetz). 

d) Bei der Ausbildungsförderung und der Aufstiegsförderung basiert das maßge-
bende Einkommen auf der Summe der positiven Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 1 
und 2 EStG (§ 21 BAföG; § 17 Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz). 

e) Bei der Gewährung von Wohngeld basiert das maßgebende Gesamteinkommen auf 
der Summe der positiven Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 1, 2 und 5a EStG (§ 10 
Wohngeldgesetz). 

f) Bei der Gewährung von Erziehungsgeld basiert das Einkommen auf der nicht um 
Verluste in einzelnen Einkommensarten zu vermindernde Summe der positiven Ein-
künfte im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 EStG (§ 6 Bundeserziehungsgeldgesetz). 

g) Die Leistungen zur Unterhaltssicherung sind um die einkommensteuerpflichtigen 
Einkünfte des Wehrpflichtigen zu kürzen, die er während des Wehrdienstes erhält 
(§ 11 Unterhaltssicherungsgesetz). 
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Bei der Bemessung des Arbeitslosengeldes II ist zwar das „Einkommen“ des An-
tragstellers zu berücksichtigen, dieser Begriff wird aber abweichend vom EStG definiert 
(§ 11 SGB II). Es liegt somit kein Anknüpfen an Begriffe des EStG vor. 
 

3.3 Ein Kontenabruf setzt weiterhin voraus, dass er im Einzelfall zur Klärung des Sachver-
haltes geeignet, erforderlich und verhältnismäßig ist. Dies ist von der ersuchenden Be-
hörde oder dem ersuchenden Gericht zu beurteilen.  
 
Die Erforderlichkeit setzt keinen begründeten Verdacht voraus, dass Unregelmäßigkei-
ten vorliegen; es genügt, wenn aufgrund konkreter Momente oder aufgrund allgemeiner 
Erfahrungen ein Kontenabruf angezeigt ist. Ein Kontenabruf ist nicht erforderlich, wenn 
es zur Aufklärung des Sachverhaltes ein ebenso geeignetes, aber für den Betroffenen 
weniger belastendes Beweismittel gibt (Subsidiarität der Kontenabfragemöglichkeit). 

 
3.4 Die ersuchende Behörde oder das ersuchende Gericht muss in dem Ersuchen die 

Rechtsgrundlage angeben und zugleich versichern, dass eigene Ermittlungen nicht zum 
Ziele geführt haben oder keinen Erfolg versprechen. Ob eine Sachaufklärung durch den 
Beteiligten zum Ziel führt oder Erfolg verspricht oder ob dies nicht zutrifft, ist eine 
Frage der Beweiswürdigung. Diese Beweiswürdigung obliegt der ersuchenden Behörde 
oder dem ersuchenden Gericht.  

 
Eigene Ermittlungen haben nur dann nicht zum Ziele geführt oder versprechen keinen 
Erfolg, wenn die ersuchende Behörde oder das ersuchende Gericht den Betroffenen zu-
vor auf die Möglichkeit eines Kontenabrufs ausdrücklich hingewiesen hat, es sei denn, 
der Ermittlungszweck würde dadurch gefährdet.  

 
3.5 Die Verantwortung für die Zulässigkeit des Datenabrufs und der Datenübermittlung 

trägt die ersuchende Behörde oder das ersuchende Gericht (§ 93b Abs. 3). Die um 
Durchführung eines Kontenabrufs nach § 93 Abs. 8 ersuchte Finanzbehörde muss prü-
fen, ob die Angaben im Ersuchen plausibel sind, insbesondere ob die Angaben zur 
Rechtsgrundlage des Ersuchens nachvollziehbar sind und versichert wurde, dass eigene 
Ermittlungen nicht zum Ziele geführt haben oder keinen Erfolg versprechen. Zudem 
sind die Identität und die Authentizität der ersuchenden Behörde oder des ersuchenden 
Gerichts in geeigneter Weise zu prüfen. 
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3.6 Ein Ersuchen um Durchführung eines Kontenabrufs nach § 93 Abs. 8 ist an die nach 
Landesrecht zuständige Finanzbehörde zu richten.  
 

3.7 Die Unterrichtung des Betroffenen über die Durchführung eines Kontenabrufs nach 
§ 93 Abs. 8 richtet sich nach den im Einzelfall jeweils anzuwendenden gesetzlichen Re-
gelungen, die regelmäßig eine Information für den Fall vorsehen, dass Daten nicht beim 
Betroffenen selbst erhoben werden (vgl. z.B. § 67a Abs. 5 Satz 1 SGB X).  

 
Daneben bestehen Auskunftsansprüche des Betroffenen, durch die er jedenfalls nach-
träglich von der Durchführung eines Kontenabrufs Kenntnis erlangen kann (vgl. z.B. 
§ 83 Abs. 1 Satz 1 SGB X). Falls keine spezialgesetzlichen Regelungen bestehen, erge-
ben sich die Informationspflichten und Auskunftsrechte aus dem jeweils anzuwenden-
den Datenschutzgesetz. 

 
3.8 Die Rechtmäßigkeit eines Kontenabrufs nach § 93 Abs. 8 kann vom zuständigen Ge-

richt (Verwaltungsgericht oder Sozialgericht) im Rahmen der Überprüfung des Leis-
tungsbescheids oder eines anderen Verwaltungsaktes, zu dessen Vorbereitung der Kon-
tenabruf vorgenommen wurde, oder isoliert im Wege der Leistungs- oder (Fortset-
zungs-)Feststellungsklage überprüft werden (vgl. dazu auch BVerfG-Beschluss vom 
4. Februar 2005 - 2 BvR 308/04, unter Absatz-Nr. 19).“ 

 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. Es steht ab sofort bis auf 
weiteres auf den Internet-Seiten des Bundesministeriums der Finanzen unter der Rubrik Steu-
ern und Zölle - Steuern - Veröffentlichungen zu Steuerarten - Abgabenordnung - AO-Anwen-
dungserlass (AEAO) - (http://www.bundesfinanzministerium.de/Steuern-und-
Zoelle/Abgabenordnung-.624.13540/Artikel/index.htm) zum Download bereit. 
 
Im Auftrag 
Dr. Misera 


